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„Unterwegs in Sachen
Wohnungspolitik“

Herzlichen
Glückwunsch

Liebe Mitglieder!
In den letzten Wochen und Mo-
naten besuchte ich, zumeist ge-
meinsam mit Hans Jörg Depel,
dem Leiter unserer Rechtsabtei-
lung, die Landräte der Kreise
Euskirchen, des Rhein-Erft-
Kreises und des Rheinisch-Bergi-
schen-Kreises sowie den Bürger-
meister der Stadt Düren. Hierbei
handelte es sich um weit mehr
als reine Höflichkeitsbesuche.
Gegenstand der äußerst kon-
struktiven Gespräche war die
Wohnungssituation in den ge-
nannten Kreisen und der Stadt
Düren. Hierbei interessierte ins-
besondere die Förderung und
Umsetzung des öffentlichen
Wohnungsbaus, damit auch dort
ausreichender Wohnraum ge-
schaffen wird, der bezahlbar ist.
Beim Treffen mit Dr. Hermann-
Josef Tebroke, dem Landrat des
Rheinisch-Bergischen-Kreises
erfolgte dies vor allem unter Be-
achtung des neuen Flächennut-
zungsplans, der dort alsbald zur
Geltung kommen soll.
Alle Beteiligten sicherten hierbei
zu, sich auch in Zukunft ver-
stärkt für den sozialen Woh-
nungsbau einzusetzen.
Zudem waren Gegenstand der
Diskussion: die Entwicklung der
Miethöhen in den einzelnen Re-
gionen, die wohnungsrelevante
Bedeutung des Zuzugs von
Flüchtlingen sowie die Auswir-
kung von Großinvestoren auf
dem Wohnungsmarkt.
Derartige Gespräche sind von Be-
deutung und Relevanz. Man er-
fährt so im Vorfeld oft von woh-
nungspolitischen Maßnahmen,
die auch für die Beratungen in
unseren jeweiligen Geschäfts-
stellen wichtig sind. Zudem un-
terstreicht der Mieterverein hier
seine Position als ernstzuneh-
mender Ansprechpartner, des-
sen Meinung gerne gehört und
hinzugezogen wird.
Bei diesen einmaligen Besuchen
wird es nicht bleiben. Vielmehr
wurde vereinbart, dass es auch
in Zukunft zu weiteren regelmä-
ßigen Dialogen kommen wird.

Die Bedeutung des Mietervereins
zur Wahrung mietrechtlicher In-
teressen wurde uns sowohl von
den jeweiligen Landräten als
auch vom Bürgermeister der
Stadt Düren ausdrücklich bestä-
tigt sowie deren Unterstützung
zugesichert.
Unsere Außenbezirke liegen uns
am Herzen. Wir bleiben am Ball!
Auf unsere Initiative kam es
auch zu einem Treffen im Kom-
munalen Integrationszentrum
der Stadt Köln, bei welchem
deutlich wurde, dass neu Zuge-
wanderte und insbesondere
Flüchtlinge einen großen Infor-
mationsbedarf zu verschiedenen
Aspekten in Bezug auf Mietver-
hältnisse haben. Zu diesem
Zweck wurde nun gemeinsam
mit der Stadt Köln ein Arbeits-
kreis gebildet, der in regelmäßi-
gen Abständen tagt, zu welchem
der Mieterverein vertreten wird
durch unsere Rechtsberaterin
Assessorin Güllü Inan. Dies ist
insbesondere deshalb von Be-
deutung, um Zuwanderer und
Flüchtlinge im Vorfeld ausrei-

chend zu informieren, sie über
die Gegebenheiten auf dem
Wohnungsmarkt aufzuklären,
bevor es hier zu Missverständ-
nissen, falschen Vorstellungen
und damit verbundenen etwai-
gen juristischen Auseinander-
setzungen kommen wird.
Ein weiteres Gespräch, dessen
Gegenstand die Änderung des
Wasserpreises war, führte ich
mit Achim Südmeier, dem Ver-
triebsvorstand der RheinEner-
gie, wobei die soziale Kompo-
nente deutlich wurde und die Zu-
sage erfolgte, die angebotene
Hilfe des Mietervereins in An-
spruch zu nehmen. Ohne Hinzu-
ziehung des Mietervereins Köln
würde es keine Änderung in der
Gestaltung des Wasserpreises
geben.
Unsere Arbeit ist also weit mehr
als nur die persönliche Rechtsbe-
ratung. Wir bemühen uns, wei-
terhin aktiv auf die Politik einzu-
wirken, um die Rechte von Mie-
terinnen und Mietern zu stärken.

In diesem Sinne herzlichst Ihr
Franz-Xaver Corneth

�Hans-Jürgen Oldiges
feierte am 1. August

2017 seinen 60. Geburtstag.
Seit 1994 ist Hans-Jürgen Ol-
diges Mitglied der Geschäfts-
führung des Mietervereins
Köln und zuständig für die
Finanz- und Mitgliederbuch-
haltung, für die Organisation
und das Personal.
Als er diese Stelle antrat,
herrschte noch die Zeit von
KarteikartenundSchreibma-
schinen. Mit ihm änderte
sich dies bald. Er führte den
Verein erfolgreich ins Com-
puterzeitalter.

Hans-Jürgen Oldiges ist der
Mann im Hintergrund, in der
Öffentlichkeit wenig be-
kannt, der die Fäden in der
Hand hält und die Geschicke
des Mietervereins mit seiner
ruhigen Art souverän be-
stimmt.
Am 1. August 2017 wurde
Hans-Jürgen Oldiges 60 Jah-
re alt. Das, was der Mieterver-
ein Köln heute ist, ist er ins-
besondere auch durch ihn!
Wir möchten uns dafür be-
danken und gratulieren ihm
herzlich zum 60. Geburtstag.
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� Ende Juni 2017 fand die
diesjährige Mitgliederver-

sammlung der Wohnungs- und
Baugenossenschaft„Mieterschutz“
statt. Vorstand und Aufsichtsrat
schilderten hierbei ein äußerst
positives Ergebnis hinsichtlich
des Geschäftsjahres 2016. Der ge-
schäftsführende Vorstand der
Genossenschaft, Bernd Büche-
ler, erläuterte in seiner Rede aus-
führlich die Aktivitäten, welche
insoweit im Berichtsjahr 2016 er-
folgten und auf die im Geschäfts-
bericht konkret Bezug genom-
men wird.

Wohnungsbestand

Am 31. Dezember 2016 verfügte
die Wohnungs- und Baugenos-
senschaft „Mieterschutz“ über
einen Bestand von 263 Häusern
mit insgesamt 2.763 Wohnun-
gen, 64 gewerblichen und sonsti-
gen Einheiten sowie 354 Gara-
gen, 545 Tiefgaragenstellplätzen
und 285 oberirdischen Stellplät-
zen. Die Anzahl der Häuser er-
höhte sich somit im Vergleich
zum Vorjahr um fünf, die der
Wohnungen um 50, die der Gara-
gen um zwei, die Anzahl der ge-
werblichen und sonstigen Ein-
heiten sowie der oberirdischen
Stellplätze blieb gleich.
Der Wohnungsbestand erstreckt
sich über den Raum Köln. Im Be-
richtsjahr befanden sich 76,6
Prozent der Wohnungen links-
rheinisch und 23,4 Prozent
rechtsrheinisch.
Den größten Wohnungsbestand
verzeichnet die Genossenschaft
nach wie vor mit 563 Bestands-
wohnungen in den Stadtteilen
Zollstock und Raderthal, dicht
gefolgt von den Stadtteilen Mau-
enheim, Nippes und Weiden-
pesch, in denen die Wohnungs-
baugenossenschaft „Mieter-
schutz“ über insgesamt 553 Woh-
nungen verfügt.
Im Wohnungsbestand befinden
sich sowohl große Wohnungen,
die insbesondere für Familien
mit Kindern geeignet sind, als
auch kleine und barrierearme
Wohnungen.
Mit weiterhin 1.132 Wohnungen

sind die Zweizimmerwohnun-
gen am stärksten im Genossen-
schaftsbestand. Danach folgen
die Dreizimmerwohnungen mit
insgesamt 1.115 Wohnungen.
Letzteres beinhaltet im Vergleich
zum Vorjahr einen Anstieg von
49 in diesem Segment.
Im Berichtsjahr wurde das Ge-
bäude Veledastraße 4 in der Köl-
ner Südstadt fertiggestellt. Fünf
hochwertig ausgestattete Woh-
nungen, eine Gewerbeeinheit
und sechs Tiefgaragenstellplät-
ze wurden erstellt und zum 1. Ok-
tober 2016 fristgemäß an die Nut-
zer übergeben.
Des Weiteren wurde zum 1. No-
vember 2016 der Wohnungsbe-
stand in Köln-Nippes um 44
Wohnungen und 40 Tiefgara-
genstellplätze durch Ankauf der
Liegenschaften Nohlstraße 35
und 37 und Werkstattstraße 17
und 19 erweitert.
Durch den Umbau der leer ste-
henden ehemaligen Gewerbe-
einheit im Gebäude Bergisch
Gladbacher Straße 792 konnte ei-
ne attraktive Dreizimmerwoh-
nung geschaffen und an die Nut-
zer weitergegeben werden.
Im Mauritiussteinweg wurde die

zentrale Waschküche, die sich
bisher in der Doppelgarage be-
fand, in das Haus Mauritius-
steinweg 4 verlegt und die zwei
Garagen wieder ihrer ursprüngli-
chen Nutzung zugeführt.
Durch den Zukauf der Häuser in
Köln-Nippes sowie den Bau des
Hauses in der Kölner Südstadt
wurde somit die Wohnungs- und
Nutzfläche der Wohnungsbau-
genossenschaft „Mieterschutz“
um 4.291,91 Quadratmeter auf
201.542,45 Quadratmeter gestei-
gert. Die aktuelle Grundstücks-
fläche beträgt 167.512 Quadrat-
meter.
Wie auch im Vorjahr investierte
die Wohnungsbaugenossen-
schaft „Mieterschutz“ im Jahre
2016 erheblich in die Sanierung
und Modernisierung des eigenen
Wohnungsbestandes sowie in
den Neubaubereich. Hierbei wur-
de nach wie vor ein besonderes
Augenmerk auf den energeti-
schenStandardderHäusergelegt.
Umfangreiche Großinstandhal-
tungsmaßnahmen wurden unter
anderem im Berichtsjahr in den
Objekten Vorgebirgsstraße 372,
Maternusstraße 30 und Mero-
wingerstraße 54a durchgeführt.

Prognosebericht
Schwerpunkt der Geschäftstä-
tigkeit der Wohnungsgenossen-
schaft bleibt die Steigerung der
Attraktivität der Liegenschaften
sowie deren Optimierung durch
umfangreiche und ständige In-
standhaltungsmaßnahmen.
Wie auch in den vergangenen
Jahren wird die Genossenschaft
durch Neubautätigkeiten und
den Einkauf weiterer Liegen-
schaften stetig wachsen. Hierbei
profitiert sie von dem derzeit
sehr niedrigen Zinsniveau auf
dem Kapitalmarkt. So wurde ei-
ne große Anzahl von Darlehen
durch Prolongation langfristig
zu sehr geringen Zinssätzen teil-
weise bis zu deren vollständiger
Tilgung verlängert.
Durch die hohe Ertragschaft ist
auch weiterhin das satzungsge-
mäße Ziel, die bedarfsgerechte
Versorgung der Mitglieder mit
gutem Wohnraum zu angemes-
senen Nutzungsgebühren, ge-
geben. Die Genossenschaft
wird somit auch zukünftig ein
starker und verlässlicher Part-
ner für ihre Mitglieder und die
Kölner Immobilienwirtschaft
sein. �

Aus dem Geschäftsbericht 2016

Nachrichten aus dem Mieterverein

Wohnungs- und Baugenossenschaft „Mieterschutz“
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� Die Freie Volksbühne Köln
ist Teil einer Bewegung,

die in den 80er und 90er Jahren
des 19. Jahrhunderts in Berlin be-
gann mit dem Ziel, ein Theater
frei von Zensur und ohne finan-
ziellen Zwang zu begründen und
kulturelle Bildung durch das Er-
leben von theatralen Darbietun-
gen möglichst allen Gesell-
schaftsschichten anzubieten. 
Dieser Tradition ist die Freie
Volksbühne bis heute treu ge-
blieben!
Die Kölner Volksbühne gründe-
te sich 1922. Während des Fa-
schismus wurden die Freien
Volksbühnen verboten, aber

schon 1946 formierte sich die Or-
ganisation wieder neu. Seit die-
ser Zeit erhielt die Freie Volks-
bühne Köln ein nicht unerhebli-
ches kulturpolitisches Gewicht.

Auch heute noch trägt sie mit ih-
rer Arbeit dazu bei, die Kultur-
landschaft in Köln zu unterstüt-
zen und sorgt für eine Kontinui-
tät der kulturellen Entwicklung. 

Das bewährte Angebotsspek-
trum mit Angeboten aus dem Be-
reich Konzerte, Oper, Tanz und
Kabarett wurde mittlerweile um
die Genres Jazz und Pop erwei-
tert. Die Freie Volksbühne möch-
te damit eine noch größere Viel-
falt bieten und vielleicht sogar
neue Kulturerlebnisse ermögli-
chen! 
Vorstand und Beirat des Mieter-
vereins Köln haben deshalb eine
Kooperation mit der Freien
Volksbühne beschlossen, die es
den Mitgliedern nunmehr er-
möglicht, gegen Vorlage ihres
Mitgliederausweises die angebo-
tenen kulturellen Leistungen
kostengünstiger in Anspruch zu
nehmen. 
Das breite und interessante An-
gebot bietet für jeden etwas. Ein
Angebot, von dem man Ge-
brauch machen sollte! �

Schweigen bedeutet nicht auch Zustimmung  

Kooperation Mieterverein Köln
und Freie Volksbühne Köln

� Im Mietvertrag war aus-
drücklich vereinbart wor-

den, dass als Betriebskosten nur
das Wassergeld umgelegt wer-
den konnte. Dennoch hatten die
Vermieter in der Zeit von 1993 bis
2009 weitere Betriebskostenposi-
tionen in die jeweiligen Abrech-
nungen aufgenommen, und es
wurden die entsprechenden
Nachzahlungen von den Mietern
gezahlt oder Guthaben entgegen-
genommen. 
Mit Klage vor dem Amtsgericht
Köln forderten die Mieter noch
nicht verjährte Guthaben aus den
Nebenkostenabrechnungen 2010
bis 2012 zurück, indem sie von
den Nebenkostenvorauszahlun-
gen lediglich die Kosten für das
Wassergeld abzogen. Sie waren
der Auffassung, dass ihnen diese
Guthaben zustünden und es zu
keiner Mietvertragsänderung
durch die jahrelange Akzeptanz
falscher Betriebskostenabrech-
nungen gekommen sei. Sie
machten insgesamt eine Forde-
rung in Höhe von 3.631,64 Euro
geltend. 
Die beklagten Vermieter hinge-

gen behaupteten, dass durch die
vom Mietvertrag abweichenden
Nebenkostenabrechnungen seit
1993 bis 2009 es stillschweigend
und einvernehmlich zu einer
Mietvertragsänderung dergestalt
gekommen sei, dass auch die
nicht im Mietvertrag überbürd-
baren aufgenommenen Betriebs-
kosten aufgrund der jahrelangen
Abrechnung nunmehr als umleg-
bar vereinbart worden seien. 
Das Amtsgericht Köln gab jedoch
den Mietern zum weitaus größ-
ten Teil recht und verurteilte die
Vermieter zu einer Rückzahlung
in Höhe von 3.622,73 Euro. Ledig-
lich aufgrund eines Additions-
fehlers in Höhe von 8,91 Euro
wurde der Klage nicht in vollem
Umfang entsprochen. 
Bestätigt wurde aber, dass allein
das Wassergeld als umlegbar ver-
einbart wurde. Dass sich die Par-
teien später darauf geeinigt hät-
ten, dass auch alle anderen auf-
geführten Nebenkostenpositio-
nen umgelegt werden sollen, sei
nicht ersichtlich, da es an einer
ausdrücklichen Änderungsver-
einbarung gefehlt hätte. Eine sol-

che sei auch nicht konkludent
dadurch geschlossen worden,
dass die Vermieter seit 1993 alle
Betriebskostenpositionen umge-
legt und die Mieter die entspre-
chend in den Abrechnung aufge-
führten Nachzahlung geleistet
oder Guthaben angenommen
hätten. 
Allein dieses Verhalten enthielt
kein Erklärungsbewusstsein,
stelle also keine Willenserklä-
rung dar, die ein in der jeweiligen
Nebenkostenabrechnung liegen-
des Änderungsgebot, das genau-
so zweifelhaft war, hätte anneh-
men können. 
Die bloße Zahlung von Neben-
kostennachzahlungen nach Ab-
rechnung oder Entgegennahme
von Guthaben habe keinen Erklä-
rungswert (vergleiche BGH WM
2007, 694, 696; 2014, 550, 551). 
Angesichts der schwierigen Fra-
ge einer Nebenkostenabrech-
nung sei nicht auszuschließen,
dass sich zahlende Mieter gar kei-
ne Gedanken über den Inhalt der
Nebenkostenabrechnung und
die Frage einer Abweichung vom
Mietvertrag gemacht, sondern

einfach gezahlt hätten, weil sie
sich – ohne weiteres Nachden-
ken – für verpflichtet gehalten
hatten. 
Mangels Angabe weiterer Um-
stände seitens der Vermieter wä-
re eine abweichende Einschät-
zung reine Spekulation. Anders
wäre dies gegebenenfalls nur,
wenn die Vermieter ausdrücklich
auf die Abweichung vom Miet-
vertrag mit einem Begleitschrei-
ben oder gesondertem Schreiben
hingewiesen und die Mieter
trotzdem auf die so geänderte Ne-
benkostenabrechnung gezahlt
hätten. Hierzu war es jedoch
nicht gekommen. Da folglich alle
Betriebskosten außer den Was-
serkosten nicht geschuldet wa-
ren, ergab sich nach Berücksich-
tigung der Vorauszahlungen für
die Mieter ein Guthaben in Höhe
von 3.622,73 Euro. 
Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
konnte dafür gesorgt werden,
dass die Mieter, obwohl sie die
Nachzahlung aus Nebenkosten-
abrechnungen schon gezahlt
hatten, mehr als 3.000 Euro zu-
rückbekamen. �

Köln
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� Zu Beginn des Mietverhält-
nisses leisteten die Miete-

rinnen eine Kaution, die bis zum
Ende des Mietverhältnisses auf
2.013,93 Euro angewachsen war. 
Während der Mietzeit beschädig-
ten die Mieterinnen jedoch eine
Fensterscheibe im Bereich des
Balkons, deren Ersatz 277,88 Euro
kostete. Die Vermieterin erteilte
eine Kautionsabrechnung. Ne-
ben den Kosten für die Balkonver-
glasung brachte sie jedoch von
der Kaution noch Nebenkosten in
Höhe von 280,69 Euro sowie ei-
nen Schadensersatz in Höhe von
950 Euro für die Instandsetzung
der Wohnung und einen Mietaus-
fall für den Monat November 2016
in Höhe von 753,50 Euro in Abzug
und errechnete sich ein Guthaben
in Höhe von 1.110,06 Euro, dessen
Zahlung sie nunmehr mit einer
Klage begehrte. 
Die Vermieterin behauptete, der
Anstrich in sämtlichen Räumen
der Wohnung sei mangelhaft ge-
wesen. Zudem seien im Zwi-
schenbereich eine Steckdose und
der Wasseranschluss locker ge-
wesen. Ebenfalls sei der Fenster-
rahmen verschmutzt gewesen,
wie auch die Fensterrahmen im
Wohn- und Schlafzimmer. Für die
Beseitigung der Schäden hätte
die Vermieterin eine völlig unab-
hängige Firma beauftragt, hierfür
seien 40 Stunden zu jeweils 45
Euro angefallen. Hierzu käme
Material im Wert von 150 Euro.
Deshalb habe die Wohnung im
November 2016 nicht neu vermie-
tet werden können, und einen
weiteren Schaden in Höhe von
753,50 Euro verursacht. Die Ver-
mieterin (und Klägerin) beantrag-
te, die Beklagten zu verurteilen,
an sie 1.110,05 Euro nebst Zinsen
zu zahlen. Die beklagten Miete-
rinnen beantragten, die Klage ab-
zuweisen. Die Fensterrahmen in
der Wohnung seien sauber gewe-
sen, weder der Wasserabfluss
noch eine Steckdose sei locker ge-

wesen, die Wohnung hätte von
ihnen auch nur im besenreinen
Zustand zurückgegeben werden
müssen. 
Ein Schaden sei auch bei Wahr-
nehmung eines „schattigen“ An-
strichs nicht entstanden. 
Das Amtsgericht Köln wies die
Klage ab. Es stellte fest, dass ge-
gen die Beklagten kein Anspruch
auf Schadensersatz in der geltend
gemachten Höhe entstanden sei.
Jedenfalls seien keine die Kaution
übersteigenden
Ansprüche ent-
standen. Die
Kaution belief
sich einschließ-
lich Zinsen zum
Ende des Miet-
verhältnisses auf
2.013,93 Euro.
Hiervon seien in
Abzug zu brin-
gen zunächst die
Kosten für die
Balkonvergla-
sung in Höhe von
277,88 Euro. Wei-
terhin sei in Ab-
zug zu bringen,
die von den Beklagten nicht infra-
ge gestellten Nebenkosten in Hö-
he von 280,69 Euro. Somit ver-
bliebe zunächst ein restlicher
Kautionsbetrag in Höhe von
1.455,36 Euro. 
Ansprüche, mit denen die Kläge-
rin gegenüber diesem Kautions-
rückzahlungsanspruch die Auf-
rechnung erklären könnte und
die die restliche Kaution gar noch
übersteigen, bestünden jedoch
nicht. 
Die Beklagten waren nicht ver-
pflichtet, die Wohnung in einem
renovierten Zustand zurückzuge-
ben. Die Endrenovierungsklausel
im Mietvertrag sei ohnehin un-
wirksam gewesen, weil eine Re-
novierung unabhängig vom vor-
herigen Zustand verlangt wurde.
Die Beklagten durften die Woh-
nung daher unrenoviert zurück-

geben. Soweit sie dennoch
Streicharbeiten vorgenommen
haben, mit deren Qualität die Klä-
gerin nicht einverstanden war,
führte dies nicht dazu, dass sie
verpflichtet waren, für den Neu-
anstrich der gesamten Wohnung
aufzukommen. Vielmehr wäre
der Klägerin insoweit nur dann
ein Schaden entstanden, wenn
der Neuanstrich durch die aus
Sicht der Klägerin nicht gelunge-
nen Anstreicharbeiten der Be-

klagten teurer
als der ohnehin
nach rund fünf
Jahren vor der
Neuvermietung
fällige und von
der Klägerin
selbst zu bezah-
lende Anstrich
geworden wäre.
Hierzu gab es je-
doch keinerlei
Anhaltspunkte.
Zudem blieb völ-
lig unklar, worin
die Klägerin in
der von ihr ange-
stellten Parallel-

überlegung ihren Schaden erbli-
cken möchte. Denn wenn sie tat-
sächlich vorgehabt hatte, die
Wohnung unrenoviert zu vermie-
ten, hätte sie dies sowohl mit ei-
nem schattigen Neuanstrich als
auch im abgewohnten Zustand
tun können. Es war keineswegs
so, dass allein aufgrund des
schattigen Anstrichs ein Neuan-
strich zwingend erforderlich ge-
wesen wäre. 
Zudem ließ sich aus dem von der
Klägerin vorgelegten Stundenzet-
tel entnehmen, dass keineswegs
nur Anstreicherarbeiten durch-
geführt worden waren. Vielmehr
sollen Mitarbeiter der von der Klä-
gerin nicht völlig unabhängigen
Firma beispielsweise zwei Tage
damit verbracht haben, die Türen
abzuschleifen und zu spachteln.
Eine Verantwortlichkeit der Be-

klagten für diese Arbeiten be-
hauptet selbst die Klägerin nicht.
Darüber hinaus war auch der
Stundensatz erkennbar über-
setzt. Dem Gericht war aufgrund
einer Vielzahl von Verfahren be-
kannt, dass für einfache An-
streicharbeiten Nettostundensät-
ze von 20 bis 25 Euro und nicht
von 45 Euro angesetzt werden
konnten. Soweit die Klägerin be-
hauptet hatte, einige Fensterrah-
men seien verschmutzt und ein
Wasserabfluss sowie eine Steck-
dose locker gewesen, so konnte
dies im Ergebnis auf sich beru-
hen, denn es war weder dem Vor-
trag der Klägerin noch der vorge-
legten Rechnung oder dem vorge-
legten Stundenzettel zu entneh-
men, welche Arbeitszeiten inso-
fern aufgewendet worden sein
sollten. 
Auch konnte kein Schadenser-
satz für einen Mietausfall für den
November 2016 in Höhe von
753,50 Euro verlangt werden. Un-
beschadet der Tatsache, dass ein
Schadensersatz bereits deshalb
nicht geschuldet wurde, weil die
Beklagten nicht für den Neuan-
strich der Wohnung hafteten,
schied ein Schadensersatzan-
spruch auch deshalb aus, weil die
Klägerin zu einem etwaigen Miet-
ausfallschaden nicht schlüssig
vorgetragen hatte. Denn ein Miet-
ausfallschaden entsteht nicht be-
reits dann, wenn eine Wohnung
wegen noch zu verlassenden Ar-
beiten zur Vermietung nicht zur
Verfügung steht, sondern erst,
wenn ein konkreter Mieter zur
Verfügung gestanden hätte, der
die Wohnung nur deshalb im be-
troffenen Zeitraum nicht ange-
mietet hat. Auch hieran mangelte
es. 
Die Klage war deshalb im Ergeb-
nis abzuweisen. 
Fazit: Eine richtige Entscheidung
des Amtsgerichts Köln, die es ver-
hinderte, dass den Mieterinnen,
die Mitglied im Mieterverein Köln
sind, Kosten entstanden sind, die
weit über die Kaution hinausge-
hen.                                                                     �

Zustand der Wohnung bei Auszug
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